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Protokoll 5. GR-Sitzung am 24. Oktober 2024 
 
Bürgermeister Walter Reinthaler eröffnet die 5. Gemeinderatssitzung des Jahres 2024 
um 19:02 Uhr und begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates, Amtsleiter 
Christoph REINTHALER, VB Robert ESSL, VB Angela SCHMIDBAUER und VB Na-
dine REINTHALER als Schriftführerin. 
 
Ich stelle fest, dass 
• die Verständigung vom Vorsitzenden zur Sitzung hierzu gemäß den vorliegenden 

Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich 
am 17. Oktober 2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 23. September 
2024 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während 
der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als ange-
nommen betrachtet wird. 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

• ich als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung verweise, wonach Mitglie-
der des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Be-
ginn der Beratung des Tagesordnungspunktes zu erklären haben. 

 
 
Abänderung der Tagesordnung: 
( ) Geheime Beratung 
 Ich stelle den Antrag, den Tagesordnungspunkt … gem. § 53 Abs. 2 unter Aus-

schluss der Öffentlichkeit in geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung zu 
beraten. (Antrag Bürgermeister oder mindestens 3 Gemeinderatsmitglieder und Be-
schluss des Gemeinderates) 

 
( ) Änderung der Tagesordnung: 
 
 
( ) Dringlichkeitsantrag: 
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1. Bürgerfragestunde – Vorsitz Die Grünen Ort 
 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER und der Fraktionsobmann Josef 
STANDHARTINGER begrüßen den anwesenden Bürger. 
Seitens des Bürgers gibt es keine Fragen und somit auch keine Wortmeldungen. 
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2. Nachtragsvoranschlag 2024 – Beschluss 
 
Folgende Punkte sind wichtig: 

1. Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 
2. Rücklagengebarung und Zahlungsmittelreserve 
3. Schuldenentwicklung 
4. Nachweis der Investitionstätigkeit 

 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit: 
Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit besagt, ob eine Gemeinde in den Här-
teausgleich gehen muss oder nicht. Sollte ein vorhandener Abgang durch genügend 
hohe Rücklagen ausgeglichen werden können, gilt der Gemeindehaushalt als ausge-
glichen. 
 

 
 
 
Rücklagenentwicklung: 
Die Gemeinde hat Rücklagenentnahmen von € 292.000,00 und Einnahmen von € 
25.000,00. Somit zum Jahresende voraussichtlich Rücklagen von € 276.900,00. 
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Schuldenentwicklung: 
Durch eine geplante Neuaufnahme eines Darlehens (FF Haus Neubau € 300.000,00) 
beläuft sich der Schuldenstand nach Abzug der Tilgungen auf € 2.401.400,00. 
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Vorbericht zum Nachtragsvoranschlag 2024 gemäß § 10 Oö. Ge-
meindehaushaltsordnung (Oö. GHO) 

 
 
 
Voraussichtliche Entwicklung der liquiden Mittel, wobei die Zah-
lungsmittelreserven gesondert anzuführen sind. 
 
Liquide Mittel 
 

Einzahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: 
(SU 31 + SU 33 + SU 35) 

€ 4.498.900 

Auszahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: 
(SU 32 + 34 + SU 336) 

€ 4.572.000 

Saldo 5 (Geldfluss der voranschlagswirksamen Ge-
barung) 

€ - 73.100 

 
 

• Der Finanzierungsvoranschlag zeigt, dass die Höhe der Auszahlungen die Höhe 
der Einnahmen überschreitet und sich dadurch die liquiden Mittel um 73.100 ver-
ringern werden. Die finanzielle Ausgeglichenheit bleibt jedoch gegeben, da Zah-
lungsmittelreserven f. Haushaltsrücklagen in der Höhe von 199.900 zur Verfü-
gung stehen. 

 
Die Gründe für die Verringerung der liquiden Mittel liegen: (Beispiele) 

• In der investiven Gebarung durch Rücklagenentnahmen Feuerwehr-
haus/Neubau und Spielplatzsanierung 

 
Zahlungsmittelreserven und Rücklagen 
 
Zum Zeitpunkt der VA-Erstellung stehen der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2024 
voraussichtlich folgende nicht verplante Zahlungsmittelreserven zu Verfügung: 

 

 Rücklagenstand 
01.01.202X Zahlungsmittelreserve  

allgemeine Haus-
haltsrücklagen € 518.900 € 616.503,23 

€   71.996,58 
gesetzlich zweck-
gebundene Haus-
haltsrücklagen 

€ 25.000  

Summe € 543.900 € 688.499,81 
Differenz zwi-
schen Rücklagen 
und Zahlungsmit-
telreserven 

€ 144.599,81 

 
Zahlungsmittelreserven in der Höhe von 688.499,81 Euro werden als inneres Darlehen 
zur Reduktion des Kassenkredites verwendet. 
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Voraussichtlicher Bedarf an Kassenkrediten 
 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Oö. GemO 1990 i. V. m. § 
1 Abs. 1 Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung (ein Viertel der Einzahlungen der 
laufenden Geschäftstätigkeit): 1.349.900,00 Euro  
 
Es ist geplant, einen Kassenkreditvertrag im Rahmen von 600.000 Euro abzuschlie-
ßen. 
 
Der Vertrag ist vom Gemeinderat zu beschließen. 
 
 
Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, so-
wie Entwicklung des nachhaltigen Haushaltsgleichgewichts 
 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit  

 
Ergebnis der laufen-
den Geschäftstätigkeit RA 2022 VA 2023 VA 2024 NVA 2024 
Einzahlungen: € 3.474.312,25 € 3.512.000 € 3.885.900 € 4.049.700 
Auszahlungen: € 3.473.610,07 € 3.512.000 € 3.885.900 € 4.049.700 
Saldo: € +        702,18 €              0     €              0 €              0 

 
Damit der Haushaltsausgleich nach § 75 Abs. 4a und 4b* Oö. GemO 1990 als erreicht 
gilt, müssen keine Mittel in Anspruch genommen werden: 
 
 
Entwicklung des Nachhaltigen Haushaltsgleichgewicht 

 
• Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird erreicht. 

 
 
Voraussichtliche Entwicklung des Nettoergebnisses vor Entnahme 
von bzw. Zuweisungen an Haushaltsrücklagen (SAO) 
 
 
Das Nettoergebnis wird wesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwen-
dungen beeinflusst. Diese betreffen insbesondere die geplanten Abschreibungen von 
580.4000 Euro geplante Erträge aus der Auflösung von Investitionszuschüssen von 
307.400 Euro und die geplante Dotierung bzw. Auflösung von Rückstellungen (62.500 
Euro +/- 48.800 Euro). 
 

 NVA 2024 Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 
2028 

Summe Erträge 
(MVAG-Code 21) 4.787.000 4.430.000 4.435.000 4.528.800 4.676.100 

Summe Auf-
wände (MVAG-
Code 22) 

4.743.700 4.484.900 4.570.200 4.628.500 4.694.700 
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Nettoergebnis 
(SA 0)    43.300 -  52.900 - 135.200 -  99.700 - 18.600 
Entnahme von 
Haushaltsrückla-
gen (MVAG-
Code 230) 

   292.000             0             0             0             0 

Zuweisung von 
Haushaltsrückla-
gen (MVAG-
Code 240) 

    25.000      25.000      25.000      25.000      25.000 

Nettoergebnis 
(SA 00)  310.300 -  77.900   - 160.200 - 124.700  - 43.600 

 
 
 
Voraussichtliche Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und 
Verbindlichkeiten  
 
Geplante Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden 
 
Es ist geplant zusätzliche Darlehen im laufenden Haushaltsjahr für folgende investive 
Einzelvorhaben aufzunehmen. Die Aufnahme Darlehen f. das Projekt der Kanalsanie-
rung entfällt. Das Darlehen für den Feuerwehrhaus Neubau verschiebt sich wahr-
scheinlich ins Jahr 2025: 
 
Investives Einzelvorhaben Darlehenshöhe 
Kanalsanierung BA09 0 Euro 
Feuerwehrhaus Ort/I. Neubau 1.000.000 Euro 

 
Voraussichtliche Entwicklung von langfristigen Finanzschulden 
und Verbindlichkeiten 
 
Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing 
werden laufend getilgt. 

 
In nachstehender Tabelle sind die geplanten summierten Auszahlungen für Finanz-
schulden und Verbindlichkeiten (inkl. Leasing) dargestellt.  

 

 NVA 
2024 

Plan 
2025 

Plan 
2026 

Plan 
2027 Plan 2028 

Gesamtsumme: 
(SU361) 229.400  237.800 282.200 244.800    235.000 

 
 

Es sind keine Sondertilgungen geplant.  
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Die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben 
(Erträge, Betriebskosten, Personalaufwand, Finanzierungskosten 
udgl.) 

 
Die geplanten investiven Vorhaben werden keine gravierenden Folgen auf die opera-
tive Gebarung haben. 
Beim Feuerwehrhausneubau werden die Betriebskosten fallen. Dafür müssen Mittel 
für die Finanzierungkosten herangezogen werden. 

 
 

Beschreibung wesentlicher Auswirkungen aus Entscheidungen ver-
gangener Haushaltsjahre, welche erst im Zeitraum der Veranschla-
gung und Finanzplanung wirksam werden, soweit sie nicht bereits 
Bestandteil der Z 1 bis 6 sind. 
 
Siehe Punkt 6. 
 
 
Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, 
Belastungen), die sich in den folgenden Haushaltsjahren auf den 
Gemeindehaushalt auswirken können, wobei diese möglichst auch 
wertmäßig abzugrenzen sind – zudem sind Möglichkeiten zur Abfe-
derung allfälliger negativer Auswirkungen aufzulegen. 

 
 

Ende 2023 wurden von der ISG 20 Wohnungen übergeben. Ein privater Wohn-
block mit 12 Wohnungen ist aktuell in Bau. Weitere Wohnprojekte sind in Planung. 
Daher kann die Gemeinde mit mehr Ertragserteilen rechnen. Dadurch kann die 
Finanzierungsquote wieder erhöht werden oder zumindest wird sie gleichbleibend 
bleiben. 
 
Ebenso wird mit einer weiteren Steigerung der Kommunalsteuer gerechnet. 
 

 
Änderungen im Dienstpostenplan und ihre finanziellen Auswirkun-
gen. 
 
 

Dienstpostenplanänderung 2023/2024 
 
Allgemeine Verwal-
tung 

 Neu Alt 

1 VB GD 11.1 - 
1 VB GD 16.3 - 
1 VB  GD 17.4 - 
0,5 VB GD 18.5 I/c 
0,5 VB GD 18.5 - 
0,5 VB  GD 20.3 - 
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Kindergarten    
6,70 VB KBP I L/l 2b 1 
0,40 VB KBP Integration 
3,20 VB  GD 22.3  - 
0,75 VB  GD 22.3  I/d 
0,38 VB GD 22.3  I/d 
0,23 VB GD 25.1 II/p5 
0,38 VB GD 25.1  
Handwerklicher Dienst    
1 VB GD 19.1 II/p2 
1 VB  GD 19.1 - 
1 VB GD 21.1 - 
0,125 VB  GD 25.1  
Nachmittagsbetreuung 
VS 

   

0,38 VB GD 17.6  
0,20 VB GD 22.3  

 
 
Erläuterungen zur Dienstpostenplanänderung 2023/2024: 
 
Verwaltung:  
In der Verwaltung ergeben sich gegenüber den letzten Dienstpostenplan keine Ände-
rungen  
 
Kindergarten: 
Die Anpassungen im Kindergarten erfolgten aufgrund von gesetzlichen Änderungen! 
 
Handwerklicher Dienst: 
Im Handwerklichen Dienst ergeben sich gegenüber dem letzten Dienstpostenplan 
keine Änderungen. 
 
Nachmittagsbetreuung VS: 
0,20 PE: Durch Erhöhung des Bedarfs an der Nachmittagsbetreuung durch mehrere 
Kinder war eine zusätzliche Betreuerin notwendig. 
 
 
Weiterführende Informationen: 
In der Abwasserbeseitigung fallen keine Überschüsse an, da 2024 die Kanalbefahrung 
für Zone 1 durchgeführt werden muss. Weiters im Jahr 2024 noch eine Kanalsanierung 
geplant 
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: 

Beratung:  VB Robert Eßl erläutert den Nachtragsvoranschlag genauer. Der 
Vorsitzende BGM Walter Reinthaler erklärt die finanzielle Lage 
bzgl. Feuerwehrhaus (vom Termin EWW Wels am 23.10.2024). 
Er erläutert die Prioritätenreihung bzgl. Kindergarten Spielplatz 
Erneuerung, Kanalsanierung und TLF Feuerwehrauto. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, Es möge dem Nachtragsvoranschlag 2024 die 

Zustimmung erteilt werden. Als Zeichen der Zustimmung ersu-
che ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 11 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: 1 Stimmenthaltung (GR Mayr Ernst) 
 
 
 
 
 
GR Schneglberger Dominik betritt um 19:35 Uhr den Raum. Er war bis jetzt entschul-
digt (Polizeieinsatz). 
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3. Verwaltungsgemeinschaft, Vertragserstellung – Beschluss 
Die Gemeinden Ort im Innkreis und Antiesenhofen haben einen Grundsatzbeschluss 
gefasst eine Verwaltungsgemeinschaft zu bilden, um eine effiziente und bürgernahe 
Verwaltung sicherzustellen. 
Hierfür wurde ein Vertrag aufgesetzt und soll nach dem Beschluss beider Gemeinde-
räte der Aufsichtsbehörde zur Prüfung vorgelegt werden. 
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Beratung:  GR Wiesner Martin erläutert dem Gemeinderat den Termin am 
23.10.2024 in Schildorn mit Amtsleiter Herrn Burgstaller ge-
nauer. Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler erwähnt die 
eventuelle Kooperationen der beiden Kindergärten und der Bau-
höfe. 

 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, den vorliegenden Vertrag „Errichtung der Ver-

waltungsgemeinschaft der Gemeinden Antiesenhofen und Ort im 
Innkreis“ zu beschließen. Dieser Vertrag ist der Oö. Landesre-
gierung vorzulegen, um nach Ablauf der Einspruchsfrist die Ver-
waltungsgemeinschaft am 01.01.2025 aufzunehmen. 

 Als Zeichen der Zustimmung, ersuche ich um ein Handzeichen. 
 
Beschluss: 
Zustimmung: 13 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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4. Flächenwidmungsplanänderung 4.1 – Beschluss 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wird auf die nächste Gemeinderatssitzung vertagt (GR 
6/2024 geplant am 16.12.2024), da noch eine Frage bezüglich der Waldgrenze zum 
nächstgelegenen Waldgrundstück geklärt werden muss. 
 
 
Mit Schreiben vom 3. Juni 2024, Zahl RO-2022-823435/11-Gro, vom Land Oö., Abt. 
Raumordnung wurden der Gemeinde Versagungsgründe zur Flächenwidmungsplan 
Änderung Nr. 4.1 (RHV) mitgeteilt. Es bestanden forst-, naturschutz- und wasserfach-
liche Einwände gegen die beantragte Umwidmung, die nach wie vor trotz Verringerung 
der umzuwidmenden Fläche nicht zur Gänze ausgeräumt wurden. Die Parzelle Nr. 
241/1 wurde an der östlichen dem Wald zugewandten Seite abgeschrägt, der kom-
plette 30-m-Bereich konnte nicht eingehalten werden, es wurde insgesamt ein Abstand 
von 20 Meter erreicht.  
Weiters fehlte erneut die Ersichtlichmachung des Regionalprogrammes „Trinkwas-
sernutzung aus Tiefengrundwässern“ (LGBl. Nr. 130/2021) in den Planunterlagen. 
 



Seite 16 von 47 

 



Seite 17 von 47 

 
  



Seite 18 von 47 

Ein Verfahrensmangel liegt insofern vor, als sich der Gemeinderat nicht mit der im 
Rahmen des Verständigungsverfahrens eingelangte Stellungnahme von Herrn Man-
hartsberger vom 12. Dezember 2022 beschäftigt hat. Um diesen Verfahrensmangel zu 
beseitigen, wird dem Gemeinderat in der heutigen Sitzung dieser Einspruch erneut zur 
Kenntnis gebracht: 
 
Stellungnahme vom 12. Dezember 2022 von Herrn Johann Manhartsberger: 
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Nach Überprüfung dieses Einwandes wurde festgestellt, dass das im Einwand be-
nannte Grundstück Nr. 242/1 nicht im Besitz von Herrn Manhartsberger, sondern des 
Reinhaltungsverbandes ist. Aus den Schilderungen im Einspruch geht die Gemeinde 
davon aus, dass Herr Manhartsberger die Bewirtschaftung des Grundstückes 244/2 
(südlich der umzuwidmenden Fläche) angesprochen hat. Sollte er dieses Grundstück 
meinen, dann sieht die Gemeinde sehr wohl eine Möglichkeit zur Bewirtschaftung bzw. 
Beseitigung von z. B. Schadholz über die eigene Grundfläche auf die öffentliche Par-
zelle Nr. 1513 als ausreichend gegeben. Die Hanglage dieses Grundstückes Nr. 244/2 
im nördlichen Bereich ist am Waldrand leicht steigend. 
 
Folgende Stellungnahme zu dieser Flächenwidmungsplan Änderung Nr. 4.1 wurde 
zum derzeitigen Stand für eine erneute Beschlussfassung und neuerlichen Vorlage zur 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorbereitet, bzw. vorgeschlagen: 
 
Die Gemeinde Ort im Innkreis nimmt Stellung zum Schreiben vom 3. Juni 2024, Zahl 
RO-2022-823435/11-Gro, Land OÖ, Abt. Raumordnung – Mitteilung von Versagungs-
gründen – und teilt folgendes mit: 
Bezüglich des unzureichenden Waldabstandes im Bereich der Parzelle 241/1 wird fol-
gendes festgehalten: Der RHV Mittlere Antiesen benötigt die Fläche (Erweiterung Son-
derfunktion Kläranlage) um einen zeitgemäßen und wirtschaftlichen Betrieb durch Zu- 
oder Erweiterungsbauten bei der vorhandenen Kläranlage zu ermöglichen. Die beab-
sichtigte Erweiterung ist für den eigenen Bedarf der Kläranlage und in weiterer Folge 
für 7 Mitgliedsgemeinden notwendig. Ein in der Stellungnahme angeführter Mindest-
abstand von 30 m zum Wald würde die Absichten und Umsetzung der Vorhaben ab-
solut unmöglich machen. Ein Abstand von maximal 20 m zur angrenzenden Widmung 
„Wald“ sollte ausreichen. Das überörtliche Interesse ist in den Vordergrund zu stellen.  
 
Die fehlende Ersichtlichmachung des Regionalprogrammes „Trinkwassernutzung auf 
Tiefengrundwässern“ (LGBl. Nr. 130/2021) ist in den Planunterlagen nun angeführt.  
 
Der Einwand von Herrn Manhartsberger wurde eingehend erörtert und überprüft. Der 
Gemeinderat kam zu der Entscheidung, dass dem Einwand nicht stattgegeben wird.  
 
 
Aufgrund der ergänzenden Grundlagenforschungen bezüglich des Waldabstandes, 
der Einwendung von Herrn Manhartsberger und den planlichen Richtigstellungen be-
darf die neuerliche Vorlage zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung einer Beschluss-
fassung im Gemeinderat. 
 
Beratung:  VB Angela Schmidbauer erläutert den Punkt 4 genauer. 

GR Martin Wiesner fragte nach, was ist wenn ein Baum umfällt, 
hier sind keine 30 Meter Abstand zum Wald. Dieser Punkt wird 
abgesetzt da dies Haftungsmäßig erst geklärt werden muss. 
Wortmeldung von GR Ernst Mayr, als Gesunde Gemeinde ist es 
von großer Bedeutung, dass der Weg erhalten bleibt. 
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5. Flächenwidmungsplanänderung 4.3 - Beschluss 
In der Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 4.3 (Firma Fussl) soll die derzeit festge-
legte Schutzzone im Bauland (SP1: Bebauungsfreie Zonen in der Antiesensenke und 
als Uferweg entlang der Osternach) im Bereich der Grundstücke Nr. 23/2 und 24/2, 
KG Ort im Innkreis, am östlichen Rand des Gewerbegebietes im Bereich der Antiesen 
im Gesamtausmaß von ca. 6.500 m² zurückgenommen werden, sodass das bereits 
gewidmete Betriebsbaugebiet keine Einschränkungen mehr aufweist. In der Stellung-
nahme vom Land Oö., Zahl RO-2023-355649/7-Mit, Abt. Raumordnung, vom 7. De-
zember 2023, wurde darauf hingewiesen, dass die Aufhebung der Schutzzone im 30-
m Nahbereich im südlichen Bereich der Parzelle abgelehnt wird. Weiters ist die Wid-
mung als uneingeschränktes Betriebsbaugebiet aus schutzwasser- und naturschutz-
fachlicher Sicht auch in jenen Bereichen abzulehnen, wo der Mindestabstand von 10 
Metern zum oberen Böschungsrand des Gewässers unterschritten wird. Es wird ge-
nerell dringend dazu angeraten im gesamten Hochwasserabflussbereich das Bauland 
rückzuwidmen.  
Ebenfalls ist hier eine Ersichtlichmachung „Trinkwassernutzung aus Tiefenschutzwäs-
sern“ erforderlich. 
 
Es wurden nun die Unterlagen entsprechend den Vorgaben der Abt. Raumordnung 
vom Ortsplaner in Abstimmung mit dem Grundeigentümer überarbeitet. Nunmehr soll 
der Entfall der Schutz- oder Pufferzone auf den betroffenen Parzellen insoweit abge-
ändert werden, dass der 30 m Schutzabstand zur Waldgrenze im südlichen Bereich 
eingehalten wird und sich die nunmehr betroffene Fläche auf ca. 0,5 ha reduzieren 
wird. Bezüglich der Rückwidmung in Grünland im Hochwasserbereich möchte der Ei-
gentümer die derzeit bestehende Bebauungsfreie Zone belassen und nicht in Grün-
land rückwidmen.  
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Der Antragssteller wurde nachweislich über die oben angeführte Verfahrensänderung 
informiert und der Gemeinderat hat nun den Umwidmungs-Beschluss dieser Änderung 
zu fassen. 
 
Beratung:  VB Angela Schmidbauer erläutert Punkt 5 genauer. GR Ernst 

 Mayr erwähnte welche Überlegungen eventuell am Grundstück 
 geplant sind. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, es möge der Genehmigungsbeschluss zur vor-

liegenden Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.3 gefasst wer-
den. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzei-
chen. 
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Beschluss: 

Zustimmung: 12 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: 1 Stimmenthaltung (GR Mayr Ernst erklärt sich Befangen) 
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6. Flächenwidmungsplanänderung 4.4 - Beschluss 
Mit der Stellungnahme vom Land Oö., Abt. Raumordnung, Zahl RO-2023-412425/7-
Mit, vom 16. Jänner 2024 wurde für die Umwidmung des Grundstückes Nr. 1098, KG 
Ort im Innkreis, von derzeit Betriebsbaugebiet in Dorfgebiet darauf hingewiesen, dass 
die Rechtskraft des ÖEK Nr. 2 erlangt werden muss, da ansonsten ein Widerspruch 
zum bis dahin bestehenden ÖEK Nr. 1 bestehen würde. Das ÖEK Nr. 2 wurde nun mit 
17. Juli 2024 rechtskräftig.  
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Die eigentliche Planung war bereits Bestandteil der Gesamtüberarbeitung des Flä-
chenwidmungsplanes und wurde in diesem Verfahren bereits geprüft. Dabei wurde 
festgestellt, dass die Standortvoraussetzung für ein Betriebsbaugebiet im ggst. Be-
reich siedlungsstrukturell denkbar schlecht sind und die Umwidmung daher letztlich 
zur Kenntnis genommen wird, zumal die Baulandfläche insgesamt reduziert wird. Es 
wurde weiters darauf hingewiesen, dass jegliche neue Baulandwidmungen in derartig 
abgesetzten Lagen aus fachlicher Sicht aufgrund des Beitrages zur Zersiedelung nicht 
mehr denkbar wäre. 
 
Es wurde auch darauf hingewiesen, dass Gefährdungen welche durch Bewuchs, der 
nicht Wald lt. Forstgesetz 1975 ist, nicht vom Forstsachverständigen beurteilt wird, 
und daher von Seiten der Gemeinde abzuklären ist. Dazu wird folgendes Orthofoto 
vorgelegt: 
 

 
 
Beratung:  VB Angela Schmidbauer erläutert den Punkt 6 genauer. 
 Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, es möge der Genehmigungsbeschluss zur vor-

liegenden Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.4 gefasst wer-
den. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzei-
chen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: 1 Stimmenthaltung (GR Josef Standhartinger) 
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7. Neubau Zeughaus FF Ort – Antrag auf Einberufung des Ortsbildbeirates  
- Beschluss 

Seitens der Planungen zum Neubau des Feuerwehr-Zeughauses der FF Ort im Inn-
kreis ist mittlerweile eine positive Stellungnahme der Direktion für Umwelt, Bau- und 
Anlagentechnik (UBAT) des Landes Oö. eingelangt, da nun die Kosten deutlich opti-
miert wurden und das vorgegebene Raumprogramm eingehalten wird. 
Als nächster Schritt soll der Planungsentwurf vom Ortsbildbeirat beurteilt werden. 
Dazu ist es notwendig, einen Antrag auf Einberufung dieses Gremiums durch die Ge-
meinde an das Land Oö. zu stellen. 
Auch das Kommando der FF Ort im Innkreis teilt mit, dass die Feuerwehr mit dieser 
Vorgehensweise, den Ortsbildbeirat in die weitere Planung einzubinden, einverstan-
den ist. 
Eine Beschlussfassung durch den Gemeinderat ist nicht zwingend notwendig. Aus 
Gründen der Information und Dringlichkeit wird hiermit der Gemeinderat von diesem 
Vorhaben in Kenntnis gesetzt. 
 
Beratung: Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine 
 besonderen Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, die Gemeinde Ort im Innkreis möge den An-

trag zur Einberufung des Ortsbildbeirates zur Beurteilung der 
Planung des Feuerwehr-Zeughauses der FF Ort im Innkreis an 
das Land Oö. stellen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 13 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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8. FF Ort – Grundsatzbeschluss zum Ankauf eines Ersatzfahrzeugs für das TLF 
Das TLF der Feuerwehr Ort im Innkreis, Zulassung 10/1997 ist bereits 27 Jahre im 
Einsatz. Derartige Fahrzeuge sind laut den aktuellen Vorgaben des Landesfeuerwehr-
kommandos nach längstens 30 Jahren auszutauschen. Aktuell kann, wenn die Ver-
kehrstüchtigkeit und die Einsatzfähigkeit des Fahrzeuges nach einer „Begutachtung“ 
gegeben ist, diese Frist etwas erstreckt werden. Das Prozedere der Antragstellung zur 
Förderung für ein neues Fahrzeug –sieht vor, dass der Gemeinderat etwa 3-4 Jahre 
vor dem konkreten Ankauf eines Neufahrzeuges einen Grundsatzbeschluss zu diesem 
Vorhaben zu fassen hat.  
Das Landesfeuerwehrkommando gibt nun konkrete Vorgaben, wie ein solches Fahr-
zeug ausgestattet zu sein hat und nur diese Ausstattung wird in Zukunft auch gefördert 
werden. Somit sollen diese Fahrzeuge als Normfahrzeuge in größeren Stückzahlen 
angekauft und hier auch der Preis entsprechend minimiert werden. 
Heute soll der Grundsatzbeschluss zum Ankauf eines neuen Fahrzeuges als Ersatz 
für das bisherige TLF für die Feuerwehr Ort gefasst werden.  
 
Beratung: Hinweis von GR Lux Uwe nennt man das Fahrzeug „RLF 2000“. 

Der Vorsitzende BGM Walter Reinthaler weist darauf hin, dass 
dies in der Prioritätenreihung aufgenommen wird. GR Ernst Mayr 
erwähnt die Kosten aller Punkte der Feuerwehr und weist auf die 
finanzielle Lage hin. GR Josef Standhartinger erwähnt die Vari-
ante zum Zusammenlegen der zwei Feuerwehren. GR Ernst 
Mayr eventuell gibt es eine Förderung von 80% bei Zusammen-
legung, dann sollte man darüber nachdenken. GR Wiesner Mar-
tin: Gibt es eventuell eine Förderung mit einem z.B. Holzbau bei 
dem Feuerwehrhaus? 

 
 
Antrag: Der Antrag lautet, der Gemeinderat möge den Grundsatzbe-

schluss zum Ankauf eines Nachfolgefahrzeugs für das nunmeh-
rige TLF fassen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein 
Handzeichen. 

 
 
Beschluss: 
Zustimmung: 11 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: 2 Stimmenthaltungen (GR Josef Standhartinger, GR Mayr Ernst) 
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9. Kaufvertrag Parzelle 574/13 – Beschluss 
Der Gemeinderat hat sich in seiner Sitzung am 23. September 2024 einstimmig dafür 
ausgesprochen, dieses 988 m² große Grundstück, zum Preis von € 55,-/m² an Marco 
KETTL und Birgit FRAUSCHER zu veräußern, wobei der Bauzwang innerhalb von 5 
Jahren ab Kaufdatum bzw. die Bebauung von höchstens 2 Wohnungen als Bedingung 
in den Kaufvertrag aufgenommen werden soll. 
 
Mittlerweile wurde vom Notariat Obernberg der Kaufvertrag AZ.103/18 erstellt. Dieser 
wird dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht und dann zum Beschluss 
gebracht. 
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Beratung: Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine 
 besonderen Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, den Kaufvertrag für die Parzelle 574/13 zwi-

schen der Gemeinde Ort im Innkreis als Verkäufer und Marco 
KETTL und Birgitt FRAUSCHER als Käufer zu beschließen. Als 
Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 13 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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10. Kaufvertrag Parzelle 1535/2 (Wegauflassung) – Beschluss 
Über Antrag der nunmehrigen Käufer Christoph REISEGGER, Sabine REISEGGER, 
Brigitta AUER und Dr. Karl AUER erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom 28. März 
2023 unter dem Tagesordnungspunkt 4 (Punkt c) mehrheitlich die Zustimmung zur 
Auflösung einer Teilfläche des öffentlichen Gutes der Parzelle 1535/2 der Gemeinde 
Ort im Innkreis und die Veräußerung an die oben angeführten Antragsteller. 
Nach erfolgter Vermessung und Grundteilung soll heute der Kaufvertrag zwischen der 
Gemeinde Ort im Innkreis als Verkäufer und den Käufern, Christoph und Sabine REI-
SEGGER einerseits und Dr. Karl und Brigitta AUER andererseits dem Gemeinderat 
zur Kenntnis gebracht und zum Beschluss vorgelegt werden. 
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Beratung:  GR Martin Wiesner bekommt man um 3€ noch einen  
  landwirtschaftlichen Grund? Es soll beim nächsten Mal  
  angepasst werden. GR Josef Standhartinger meint zukünftig 5€  
  zu verlangen. Dies wird beim nächsten Verkauf eines 
  landwirtschaftlichen Grundes überdenkt. 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, den vorliegenden Kaufvertrag zwischen der 

Gemeinde Ort im Innkreis als Verkäufer und den Käufern, Chris-
toph und Sabine REISEGGER einerseits und Dr. Karl und Bri-
gitta AUER in der vorliegenden Form zu beschließen. Als Zei-
chen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 13 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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11. Kanalgebührenordnung Änderung 
Wie bereits in der letzten Gemeinderatssitzung am 23. September 2024 kurz beraten, 
muss aufgrund der Vorgaben der Gebarungsprüfung auch die Kanalgebührenordnung 
angepasst und aktualisiert beschlossen werden.  
 
Die Kanalgebührenordnung wurde zwischenzeitlich der Verordnungsvorprüfung vor-
gelegt und Anregungen, Hinweise und der gleichen wurden bereits in diese vorlie-
gende Version eingearbeitet. 
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Beratung: Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine 
 besonderen Wortmeldungen. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, die Änderungen der Kanalgebührenord-

nung zu beschließen damit sie nach erfolgter Verordnungs-
prüfung mit 1. Jänner 2025 wirksam wird. Als Zeichen der Zu-
stimmung ersuche ich dazu um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 13 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine  
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12. Röm.-kath. Pfarramt – Ansuchen um Unterstützung Sanierung Bründlkapelle 
Das Röm.-kath. Pfarramt hat mit Einlangen vom 16. Oktober 2024, um finanzielle Un-
terstützung der Gemeinde bei der Innensanierung der Bründlkapelle ersucht. Diesbe-
züglich liegt ein Kostenvoranschlag der Firma Mitterhauser aus Riedau in der Höhe 
von € 9.160,76 vor. 
Der Gemeinderat soll über die Höhe einer möglichen Unterstützung beraten und allen-
falls diese gewähren. 
 
Beratung: Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine 
 besonderen Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, die Gemeinde Ort im Innkreis gewährt dem 

Röm.-kath. Pfarramt für die Innensanierung der Bründlkapelle 
eine finanzielle Unterstützung in der Höhe von € 1.500,-. Als Zei-
chen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 13 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
13. Allfälliges 
• Antrag Anrainer „Mosersiedlung“ 
• Bewilligung Förderung € 36.000, - für Sanierung Spielplatz Ort 
• Sanierungsbedarf Spielgeräte Kindergarten Ort ab 2025 - Prioritätenreihung 
• Eröffnung STRABAG Niederlassung Ort 
• Straßenbeleuchtung Ersparnis über € 8.000,-. 
• Wirtschaftspark 
 
 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER beendet die Gemeinderatsitzung 
um 21:15 Uhr.  
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